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Vorwort

Die Reform des kommunalen Haushaltsrechts, die Veränderung der steuer- und
gesellschaftsrechtlichen Rahmenbedingungen beeinflussen die Pflichten, aber
auch Rechte der Kommunen, ihre öffentlichen Aufgaben zu erfüllen. Diese rei-
chen vom hoheitlichen Bereich (Abfallentsorgung), der bloßen Verwaltung von
unbeweglichem Vermögen (verzinsliche Kapitalanlage) über die zahlreichen ge-
meinnützigen Aufgaben (Kindergärten, Altenheime, Theater, Museen, Schwimm-
bäder) bis zu erwerbswirtschaftlichen Tätigkeiten (Versorgungsunternehmen, öf-
fentlicher Personen- und Nahverkehr). Dabei können die Kommunen weitgehend
selbst entscheiden, ob diese Tätigkeiten im Rahmen eines Regiebetriebes, Eigen-
betriebes, einer Anstalt des öffentlichen Rechts oder einer privatrechtlichen
Rechtsform, wie Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Aktiengesellschaft oder
Stiftung, ausgeübt werden. Die Kommunen nehmen mit ihren öffentlichen Betrie-
ben partiell am Wirtschaftsleben teil und stehen im Wettbewerb mit privatwirt-
schaftlichen Unternehmen. Die Ergebnisse ihrer Aktivitäten unterliegen nach
dem steuerlichen Gleichbehandlungsgebot der Besteuerung. Auch die Umstellung
auf das doppische Rechnungswesen sowie die Einführung einer Kosten- und Leis-
tungsrechnung lösen bilanzrechtliche Pflichten aus, die für die Besteuerung von
Bedeutung sind. Darüber hinaus bewirken kommunale Entscheidungen haushalts-
politische, aber auch steuerrechtliche Konsequenzen, die in den Grundzügen dar-
gelegt werden.

Im vorliegenden Werk steht die Kommune als Steueradressat im Vordergrund.
Hiermit sind Gemeinden, Städte und Landkreise angesprochen; die Länder- und
Bundesebene wurde bewusst ausgeklammert. Das Buch bietet eine straffe Ge-
samtdarstellung zur aktuellen Besteuerung von Kommunen mit ihren hoheit-
lichen, vermögensverwaltenden, steuerbegünstigten und wirtschaftlichen Tätigkei-
ten in Abhängigkeit von der jeweiligen Organisationsstruktur (Regiebetrieb,
Eigenbetrieb) oder Rechtsform (GmbH). Der Rechtsstand basiert auf dem Steuer-
recht 2008/2009. Die theoretischen Ausführungen zum Steuerrecht werden durch
umfangreiche Praxisbeispiele und Grafiken veranschaulicht. Darüber hinaus kann
die Anwendung des Steuerrechts anhand von 50 Sachverhalten, Berechnungsbei-
spielen oder Kontrollfragen zu jedem Kapitel geübt und vertieft werden. Hieran
schließen sich ausführliche Lösungshinweise an. 

Die Gesamtdarstellung zum Ertrag-, Grund-, Gemeinnützigkeits- und Umsatz-
steuerrecht bietet den Kommunen einen umfassenden Einblick in die steuerrecht-
lichen Folgen der wirtschaftlichen Tätigkeiten oder kommunalen Entscheidungen.
Das Buch kann den steuerlichen Berater nicht ersetzen, bietet aber im Vorfeld
eine prägnante Einstiegs- und Überblicksinformation für die Kommunalverwal-
tung, für Dozenten und Teilnehmer der Verwaltungsakademien und Weiterbil-
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dungsveranstaltungen sowie für die Bachelor- und Masterstudiengänge der öffent-
lichen Betriebswirtschaftslehre/Public Management.

Nordhausen, im Juli 2008 Die Verfasserin
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